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Anfrage bezüglich der Resolution für ein Ko~munale8 Wahlrecht für Nicht~EU

Bürger der Linken Li.te vom 09.09.2008 zur Behandlung in der kommenden 

Stadtratss,itzung am 18.12.2013 .:I 

I 

Sehr geehrter Herr OberbOrgermeister, 

in der Stadtratssit~ung am 29.10.2008 hat sich die Mehrheit des Stadtrats auf Antrag 

der LINKEN LISTE gegen die Stimmen der CSUfQr das kommunale Wahlrecht auch 

für Nicht-EU-BOrger ausgesprochen. Mit djesemlAntrag hat der Stadtrat des 

Weiteren besctllossen, dass die Stadt Bundestag und Bundesrat auffordert, die 
I 

notwendige Grundgesetzänderung vorzunehmel 

Erfreulicherweise geht die SPD in Hinblick auf di~ anstehenden Kommunalwahlen 

nochmals auf das Thema ein und hat u.a. eine i~haltsgleiChe "Resolution (Punkt 1) 

far ein Ausländerwahlrecht auf kommunaler Ebehe" (15.11.2013) an den Stadtrat 
I 

eingereicht. Diese wird am 18.12.2013 im Stadtrttt behandelt. 
! 

Wir möchten das Anliegen der Resolution mit folgenden Fragen unterstützen: 

1.	 Welche notwendigen Schritte zur Erlangung des kommunalen Wahlrechts fUr 

Nicht-EU-Bürger hat die Stadt NOrnberg seit dem Beschluss der' Resolution 

am 29.10.2008 konkret vorgenommen? 
,	 

2.	 Wurden Bundestag und Bundesrat aufgefordert, die notwendige,
 

Gesettiinderung vorzunehmen?
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3.	 In welchen politischen Gremien haben Siel Herr Dr. Maly als 

Oberbargerrneister das kommunale Wahlrecht fOr Nicht-EU-Barger auf die 

Tagesordnung gesetzt und sich dafür eingesetzt? 

4.	 Gibt es bereits Beschlüsset die tOr die Einführung des Kommunalen
 

Wahlrechts tOr Nicht~EU-Bürger sprechen?
 

5.	 Welche lukOnftigen Schritte sind tOr die Einführung des Kommunalen
 

Wahlrechts geplant?
 

6.	 Wie wird der Koalitionsvertrag der künftigen Bundesregierung im Hinblick auf 

das kommunale Wahlrecht fOr Nicht-EU-BQrger bewertet? 

Mit freundlichen GrOßen 

f!~( 
Stadträtin der Linken Liste 


